
spart. Das wäre jetzt grundfalsch und kein
Durchstarten für die Koalition, was wir
dringend brauchen. Wir müssen gestalte-
risch sparen. Investitionen in Bildung
schaffen Wachstum. Deswegen müssen
wir schonungslos in allen anderen Berei-
chen kürzen, vor allem radikal bei den
Subventionen.
SPIEGEL: Wir hätten auch noch einen Vor-
schlag: Die FDP könnte doch die Mehr-
wertsteuer für Hotelübernachtungen wie-
der erhöhen – als klares Signal: Wir ha-
ben verstanden!
Leutheusser-Schnarrenberger: Sie meinen es
wirklich gut mit uns! Aber ich glaube
nicht, dass nach einer solchen Rücknah-
me eine Welle der Begeisterung über die
FDP hereinbrechen würde.
SPIEGEL: Sie haben Guido Westerwelle da-
für gelobt, dass er die Partei nach 1998
aus der Umklammerung der Union gelöst
hat. Warum haben Sie sich inzwischen
wieder so eng an die Konservativen ge-
kettet?
Leutheusser-Schnarrenberger: Wir schließen
Zweckbündnisse auf Zeit, und jetzt regie-
ren wir mit der Union in Berlin. Aber es
gab erfolgreiche Phasen der Zusammen-
arbeit mit den Sozialdemokraten im
Bund, denken Sie nur an die Regierungen
Brandt und Schmidt. Die FDP ist nicht
der geborene Partner der Union. Das
wäre mit meinem Verständnis von libe-
raler Politik auch nicht vereinbar. Wir
müssen jeweils neu ausloten, welche In-
halte wir mit wem am besten umsetzen
können. Demokratische Parteien müssen
miteinander koalieren können. Man sollte
nichts kategorisch ausschließen.
SPIEGEL: In Nordrhein-Westfalen wollen
sich Ihre Parteifreunde mit der SPD bis-
lang nicht mal zu Sondierungen an einen
Tisch setzen.
Leutheusser-Schnarrenberger: Ich kann kei-
ne Vorgaben machen, ich kann nur meine
Meinung sagen, und das tue ich: Gesprä-
che kategorisch auszuschließen finde ich
problematisch.
SPIEGEL: Sie werden aber nicht erhört.
Würden Sie sich denn einen neuen An-
lauf in Düsseldorf wünschen?
Leutheusser-Schnarrenberger: Die Initiative
liegt bei Hannelore Kraft. Wenn sie die
FDP ohne Vorfestlegungen und Privile-
gierungen anderer Partner noch einmal
ernsthaft zu Gesprächen einladen würde,
hätten wir eine neue Situation. Dann
gäbe es sicher eine theoretische Chance.
Die Ampel ist ja nicht ausgeschlossen.
SPIEGEL: Halten Sie denn derartige Dreier -
bündnisse für erstrebenswert?
Leutheusser-Schnarrenberger: Dass Zweier-
bündnisse leichter Kompromisse finden,
liegt auf der Hand. Aber in einem Fünf-
Parteien-System können wir Ampel- oder
Jamaika-Konstellationen nicht per se aus-
schließen.
SPIEGEL: Frau Leutheusser-Schnarrenber-
ger, wir danken Ihnen für dieses Gespräch.

Der 9. Juni 2010 dürfte als ein be-
sonderer Tag in die deutsche Par-
lamentsgeschichte eingehen. Ver-

läuft alles nach Plan, werden die einge -
ladenen Diplomaten und Ehrengäste an
diesem Mittwoch in Düsseldorf Zeugen
eines ungewöhnlichen Spektakels. Pünkt-
lich um 15 Uhr treten die 181 neugewähl-
ten Abgeordneten des nordrhein-west -
fälischen Landtags zu ihrer konstituieren-
den Sitzung zusammen – und werden sich
wenig später wieder vertagen.

Verantwortlich für die weitgehend sinn-
freie Veranstaltung sind SPD und CDU. Sie
warben in den vergangenen zwei Wochen
dafür, den entscheidenden Programmpunkt
von der Tagesordnung zu streichen: die
Wahl eines neuen Landtagspräsidenten.

Der prestigeträchtige Posten soll vor-
läufig nicht neu vergeben werden. Er wird
gebraucht als Verhandlungsmasse.

* Nach den ersten Sondierungsgesprächen zwischen CDU
und SPD am vergangenen Donnerstag in Düsseldorf.

Das parlamentarische Geplänkel um
die protokollarische Nummer eins im be-
völkerungsreichsten Bundesland ist der
bislang deutlichste Hinweis darauf, dass
der Kampf um die Macht am Rhein drei
Wochen nach der Wahl längst nicht mehr
so offen ist, wie es Hannelore Kraft und
ihre SPD-Mitstreiter gern hätten.

Alles ist möglich. Das ist bislang die
Botschaft, die führende Sozialdemokra-
ten in Berlin und in Düsseldorf verbrei-
ten. Eine Ampel mit FDP und Grünen,
eine Minderheitsregierung, Neuwahlen,
denn nur wer über viele Optionen ver-
fügt, kann den politischen Preis bestim-
men. In Wahrheit aber wird spätestens
seit der vergangenen Woche eine ganz
andere Variante immer wahrscheinlicher.
Für die SPD ist sie die schwierigste, weil
sie die Partei zerreißen könnte: die Große
Koalition mit der CDU.

Vor diesem Hintergrund macht das Ma-
növer um das Landtagspräsidium plötz-
lich Sinn. Das Amt des Parlamentspräsi-
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Die Schicksalsgemeinschaft
Ampel-Koalition, Minderheitsregierung, Neuwahlen – die SPD

jongliert mit verschiedenen Machtoptionen, dabei verfügt 
sie in Wahrheit wohl nur noch über eine: die Große Koalition.

Rivalen Kraft, Rüttgers*: Wie der Prinzgemahl hinter der Queen
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denten kann Teil des großen Personalge-
schachers werden, das stets am Ende von
Koalitionsverhand lungen steht. Der
CDU als stärkster Partei steht der Job
normalerweise zu. Sie könnte großzügig
darauf verzichten, wenn die SPD im Ge-
genzug einen Unionsmann zum Minis-
terpräsidenten wählen würde.

Etliche Sozialdemokraten würden ei-
nen solchen Schritt als Katastrophe emp-
finden. Doch gibt es überhaupt noch Al-
ternativen? „Ich halte gar nichts von
Schwarz-Rot – dann schon lieber Neu-
wahlen“, tönte Frank Kwiatowski, 43,
SPD-Stadtrat aus Waltrop, am vergange-
nen Donnerstag in Dortmund bei einem
Treffen von Mandatsträgern der Region
Westliches Westfalen. 

Viele Genossen in dem mitglieder-
stärksten und mächtigsten SPD-Revier
möchten kein Bündnis mit den Schwar-
zen schließen. Geht es nach ihnen, sollte
es Hannelore Kraft eher mit einer Min-
derheitsregierung versuchen. Wenn das
Regieren dann nicht klappt, so ihr Kalkül,
könnte die SPD-Frau mit Amtsinhaber-
Bonus in Neuwahlen starten.

Emissäre der Parteispitze bemühen
sich in diesen Tagen, dem Fußvolk die
Risiken eines solchen Szenarios klarzu-
machen. Die Deutschen lieben Stabilität.
Für wacklige Minderheitenexperimente
sind sie nicht zu haben. Zudem – wer sagt
überhaupt, dass es die notwendige abso-
lute Mehrheit für Neuwahlen gibt?

So schnell wie ihre bundesweiten Um-
fragewerte derzeit in den Keller gehen,
können CDU und FDP kein Interesse dar -
an haben. Ob sich die Linken nach ihrem
peinlichen Auftritt bei den Sondierungs-
gesprächen mit Rot-Grün Neuwahlen stel-
len wollen, ist fraglich. Auch viele Sozial -
demokraten müssten um Mandat und
Diäten zittern.

Bleiben nur noch die Wunsch-Verbün-
deten, die Grünen. Doch deren Spitzen-
kandidatin, Sylvia Löhrmann, beendete
am vergangenen Donnerstag kühl alle
Neuwahlträume: „Wir können nicht so
lange wählen, bis uns das Ergebnis passt.“

Einige unverdrossene Genossen hoffen
nun auf ein politisches Wunder. Dass es
sich die Freidemokraten doch noch an-

ders überlegen könnten. Prominenteste
Vorträumerin der Sozialdemokraten ist
Hannelore Kraft. Nach dem Scheitern
der Sondierungsgespräche mit der Links-
partei rief sie den Düsseldorfer FDP-Chef
Andreas Pinkwart an und versicherte
ihm, sie sei weiterhin zu Gesprächen
über eine Ampel bereit. Doch Pinkwart
winkte ab. Das gehe nicht. Derzeit je-
denfalls.

In einem internen Machtkampf hat
Pinkwart gegen den Düsseldorfer Frak -

tionschef Gerhard Papke den Kürzeren
gezogen. Der hatte sich mit FDP-Chef
Guido Westerwelle und dessen General-
sekretär Christian Lindner verbündet und
die Blockadehaltung gegen Gespräche
mit Rot und Grün zementiert. Papke, der
als wirtschaftsliberaler Hardliner gilt, hat
inhaltlich die größten Probleme mit ei-
nem Ampel-Bündnis.

Zudem wäre seine Partei in einer
Dreier koalition der kleinste Partner, der
vermutlich nur einen Minister stellen
könnte. Das wäre nach Lage der Dinge
sein Rivale Pinkwart. Durch sein Nein zu
einer Ampel hat Papke dessen Karriere-
Ambitionen brutal ausgebremst.

Doch Sozialdemokraten wären nicht
Sozialdemokraten, wenn sie so schnell
die Hoffnung aufgeben würden. Mit der
politischen Lupe wird nach jedem Zei-

chen gefahndet, das möglicherweise ei-
nen freidemokratischen Stimmungswan-
del signalisieren könnte. In den letzten
Tagen schien es fast so weit. „Da ist was
in Bewegung“, deutete ein Pinkwart-Ver-
trauter an. Doch reicht das? Die Sozial-
demokraten wissen, dass die Zeit läuft.
Bleibe die FDP diese Woche bei ihrem
Nein, sagt ein SPD-Stratege, „dann ist
die Tür definitiv zu“.

Denn seit vergangenem Donnerstag
wird nun beim Erzfeind sondiert. Und
das scheint nicht ganz so wehzutun, wie
es viele SPD-Leute erwartet hatten. Als
nach knapp vier Stunden die Gespräche
beendet waren, blieb Noch-Ministerprä-
sident Jürgen Rüttgers auf dem Weg zu
den Fernsehkameras stets einen halben
Schritt hinter seiner SPD-Kollegin zurück.
Wie der Prinzgemahl hinter der engli-
schen Queen.

Und anschließend brachte man es fer-
tig, im Ton verbindlich zu bleiben und
sogar zu lächeln. Gelegentlich. Kraft und
Rüttgers sind eine Schicksalsgemein-
schaft. Rüttgers braucht Hannelore Kraft,
und Hannelore Kraft braucht vorerst Rütt-
gers. Denn alle anderen Optionen sind
verbaut. „Keine einfache Sache“, sagt
CDU-Generalsekretär Andreas Kraut-
scheid, „beide Parteien haben sich 44 Jah-
re politisch beharkt.“

Schon vor den Sondierungen hatten
sich führende Sozialdemokraten um 
Generalsekretär Michael Groschek und
Ex-Schulministerin Ute Schäfer intern
starkgemacht für eine solche Lösung –
wenn denn die inhaltlichen Zugeständ-
nisse der Union am Ende reichen, um
eine Einigung beider Parteien dem SPD-
Fußvolk als „Politikwechsel“ zu präsen-
tieren.

Unüberwindliche Hürden, so SPD-
Pragmatiker, gebe es dabei in keinem Be-
reich. Auch nicht in der Schulpolitik, die
am Dienstag dieser Woche in der zweiten
Runde besprochen werden soll. So könn-
te die Entscheidung über die Einführung
von Gemeinschaftsschulen, in denen län-
ger gemeinsam gelernt wird, den Kom-
munen überlassen werden. Die Studien-
gebühren, ohnehin eher ein Lieblings -
projekt der Noch-Regierungspartei FDP,
ließen sich mittelfristig abschaffen, sobald
es die Haushaltslage zulässt.

„Alle Konflikte mit der SPD sind lös-
bar“, glaubt ein einflussreicher Christde-
mokrat, „mein Eindruck ist, dass die wirk-
lich wollen.“ Und auch beim heikelsten
Punkt signalisiert er Entgegenkommen.
Bestehen die Sozialdemokraten am Ende
der Verhandlungen auf einem Rüttgers-
Abgang, „dann würden wir nicht sagen,
gut, dann machen wir eben Neuwahlen“.
Sondern einen anderen CDU-Mann an
seine Stelle setzen.

GEORG BÖNISCH, ANDREA BRANDT, 
KONSTANTIN VON HAMMERSTEIN,

BARBARA SCHMID

Deutschland

29

Sitzverteilung im nordrhein-
westfälischen
Landtag

mögliche Bündnisse zur Wahl 
des Ministerpräsidenten

SPD
67 Sitze

Gesamt
181 Sitze

CDU
67 Sitze

90 
Sitze

80 
Sitze

FDP1313
Linke1111

13
11

Grüne23

SPD+Grüne

CDU+ FDP

Spitzen-Grüne Löhrmann: „Wir können nicht so lange wählen, bis uns das Ergebnis passt“

V
O

LK
E

R
 H

A
R

TM
A

N
N

 /
 D

D
P

D E R  S P I E G E L  2 2 / 2 0 1 0


